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Umstände nicht zuzurechnen. Die stralrechtliche Verantwort­
lichkeit wegen fahrlässiger Schuld wird dadurch nicht 
berührt. '

(2) Für fahrlässige Handlungen gilt Absatz 1 nur, wenn die 
Unkenntnis der Tatumstände nicht auf Fahrlässigkeit beruht.

§14
Schuldminderung durch außergewöhnliche Umstände

Ist das Verschulden des Täters infolge unverschuldeten 
Affekts oder anderer außergewöhnlicher objektiver und 
subjektiver Umstände, die seine Entscheidungsfähigkeit 
beeinflußt haben, nur gering, kann die Strafe nach den 
Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilderung her­
abgesetzt und bei Vergehen kann von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen werden.

§15 1

Zurechnungsunfähigkeit
•

(1) Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist ausgeschlossen, 
wenn der Täter zur Zeit der Tat wegen zeitweiliger oder 
dauernder krankhafter Störung der Geistestätigkeit oder 
wegen Bewußtseinsstörung unfähig ist, sich nach den durch 
die Tat berührten Regeln des gesellschaftlichen Zusammen­
lebens zu entscheiden. ►

(2) Das Gericht kann die Einweisung in psychiatrische Ein­
richtungen nach den dafür, geltenden gesetzlichen Bestimmun­
gen anordnen.

(3) Wer sich schuldhaft in einen die Zurechnungsfähigkeit 
aüsschließenden Rauschzustand versetzt und in diesem Zu­
stand eine' mit Strafe bedrohte Handlung begeht, wird nach 
dem verletzten Gesetz bestraft.

§ 16
Verminderte Zurechnungsfähigkeit

¥
(1) Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist gemindert, wenn 

der Täter zur Zeit der Tat infolge der im § 15 Absatz 1 ge­
nannten Gründe oder wegen einer schwerwiegenden abnor­
men Entwicklung seiner Persönlichkeit mit Krankheitswert in 
der Fähigkeit, sich bei der Entscheidung zur Tat von den 
dadurch berührten Regeln des gesellschaftlichen Zusammen­
lebens leiten zu lassen, erheblich beeinträchtigt war.

(2) Die Strafe kann nach den Grundsätzen über die außer­
gewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt werden. Dabei sind 
die Gründe zu berücksichtigen, die zur verminderten Zurech­
nungsfähigkeit geführt haben. Das gilt nicht, wenn sich der 
Täter schuldhaft in einen die Zurechnungsfähigkeit vermin­
dernden Rauschzustand versetzt hat.

(3) Das Gericht kann anstelle oder neben einer Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit die Einweisung in 
psychiatrische Einrichtungen nach den dafür geltenden gesetz­
lichen Bestimmungen anordnen.

* 3. A b s c h n i t t

Notwehr und Notstand

§ 17 
Notwehr

(1) Wer einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff gegen 
sich oder einen anderen oder gegen die sozialistische Staats­
und Gesellschaftsordnung in einer der Gefährlichkeit des 
Angriffs angemessenen Weise abwehrt, handelt im Interesse 
der sozialistischen Gesellschaft und ihrer Gesetzlichkeit und 
begeht keine Straftat.

(2) Bei Überschreitung der Notwehr ist von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen, wenn der 
Handelnde in begründete hochgradige Erregung versetzt 
wurde und deshalb über die Grenzen der Notwehr hinaus­
ging.

Notstand und Nötigungsstand

§ 18

(1) Wer Rechte oder Interessen Dritter beeinträchtigt, um 
eine ihm oder einem anderen oder der sozialistischen Staats­
und Gesellschaftsordnung gegenwärtig drohende, anders nicht 
zu beseitigende Gefahr abzuwenden, begeht keine Straftat, 
wenn seine Handlung zur Art und zum Ausmaß der Gefahr 
im angemessenen Verhältnis steht.
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(2) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit ist gemindert, 
wenn der Handelnde unverschuldet durch eine ihm oder 
einem anderen gegenwärtig drohende, anders nicht zu besei­
tigende Gefahr für Leben oder. Gesundheit in heftige 
Erregung oder große Verzweiflung versetzt wird und diese 
Gefahr durch einen Angriff auf Leben oder Gesundheit 
anderer Menschen abzuwenden versucht. Die Strafe kann 
entsprechend der Größe der Gefahrenlage, der psychischen 
Zwangslage des Täters und der Schwere der begangenen Tät 
nach den Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilde­
rung herabgesetzt werden. In außergewöhnlichen Fällen einer 
solchen Gefahrenlage kann von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abgesehen werden.

§ 19

(1) Wer von einem anderen durch unwiderstehliche Gewalt 
oder durch Drohung mit einer gegenwärtigen, anders nicht zu 
beseitigenden Gefahr für Leben oder Gesundheit des Täters 
oder eines anderen zur Begehung der Tat gezwungen wird, 
begeht keine Straftat. Der sich für andere Personen oder die 
Gesellschaft daraus ergebende Schaden darf nicht außer Ver­
hältnis zu der drohenden Gefahr stehen. Das Leben anderer 
Menschen darf nicht angegriffen werden.

(2) Wer die Grenzen des Nötigungsstandes überschreitet, ist 
strafrechtlich verantwortlich. Die Strafe kann nach den 
Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilderung 
herabgesetzt werden, wenn der Täter durch die Nötigung in 
eine schwere psychische Zwangslage versetzt wurde.

§20

' Widerstreit der Pflichten

(1) Wer in Ausübung ihm obliegender Pflichten sich nach 
verantwortungsbewußter Prüfung der Sachlage zur Begehung 
einer Pflichtverletzung entscheidet, um durch die Erfüllung 
anderer Pflichten den Eintritt eines größeren, anders nicht 
abwendbaren Schadens für andere Personen oder die Gesell­
schaft zu verhindern, handelt gerechtfertigt und begeht keine 
Straftat.

(2) Hat der Täter die Gefahren, zu deren Abwendung er 
tätig wird, selbst schuldhaft herbeigeführf, findet diese Be­
stimmung keine Anwendung.

4. A b s c h n i t t  

Vorbereitung, Versuch und Teilnahme

§21

Vorbereitung und Versuch

(1) Vorbereitung und Versuch einer Straftat begründen 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nur, wenn es das Gesetz 
ausdrücklich bestimmt.


